
RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2009/24/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 23. April 2009 

über den Rechtsschutz von Computerprogrammen 

(kodifizierte Fassung) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ­
ISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 91/250/EWG des Rates vom 14. Mai 1991 
über den Rechtsschutz von Computerprogrammen ( 3 ) 
wurde inhaltlich geändert ( 4 ). Aus Gründen der Klarheit 
und Übersichtlichkeit empfiehlt es sich, sie zu kodifizie­
ren. 

(2) Die Entwicklung von Computerprogrammen erfordert die 
Investition erheblicher menschlicher, technischer und fi­
nanzieller Mittel. Computerprogramme können jedoch zu 
einem Bruchteil der zu ihrer unabhängigen Entwicklung 
erforderlichen Kosten kopiert werden. 

(3) Computerprogramme spielen eine immer bedeutendere 
Rolle in einer Vielzahl von Industrien. Die Technik der 

Computerprogramme kann somit als von grundlegender 
Bedeutung für die industrielle Entwicklung der Gemein­
schaft angesehen werden. 

(4) Bestimmte Unterschiede des in den Mitgliedstaaten ge­
währten Rechtsschutzes von Computerprogrammen ha­
ben direkte und schädliche Auswirkungen auf das Funk­
tionieren des Binnenmarktes in Bezug auf Computerpro­
gramme. 

(5) Bestehende Unterschiede, die solche Auswirkungen ha­
ben, müssen beseitigt und die Entstehung neuer Unter­
schiede muss verhindert werden. Unterschiede, die das 
Funktionieren des Binnenmarktes nicht in erheblichem 
Maße beeinträchtigen, müssen jedoch nicht beseitigt 
und ihre Entstehung muss nicht verhindert werden. 

(6) Der Rechtsrahmen der Gemeinschaft für den Schutz von 
Computerprogrammen kann somit zunächst darauf be­
schränkt werden, grundsätzlich festzulegen, dass die Mit­
gliedstaaten Computerprogrammen als Werke der Litera­
tur Urheberrechtsschutz gewähren. Ferner ist festzulegen, 
wer schutzberechtigt und was schutzwürdig ist, und da­
rüber hinaus sind die Ausschließlichkeitsrechte festzule­
gen, die die Schutzberechtigten geltend machen können, 
um bestimmte Handlungen zu erlauben oder zu verbie­
ten, sowie die Schutzdauer. 

(7) Für die Zwecke dieser Richtlinie soll der Begriff „Compu­
terprogramm“ Programme in jeder Form umfassen, auch 
solche, die in die Hardware integriert sind. Dieser Begriff 
umfasst auch Entwurfsmaterial zur Entwicklung eines 
Computerprogramms, sofern die Art der vorbereitenden 
Arbeit die spätere Entstehung eines Computerprogramms 
zulässt. 

(8) Qualitative oder ästhetische Vorzüge eines Computerpro­
gramms sollten nicht als Kriterium für die Beurteilung 
der Frage angewendet werden, ob ein Programm ein in­
dividuelles Werk ist oder nicht.
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( 1 ) ABl. C 204 vom 9.8.2008, S. 24. 
( 2 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 17. Juni 2008 

(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates 
vom 23. März 2009. 

( 3 ) ABl. L 122 vom 17.5.1991, S. 42. 
( 4 ) Siehe Anhang I Teil A.



(9) Die Gemeinschaft fühlt sich zur Förderung der interna­
tionalen Standardisierung verpflichtet. 

(10) Die Funktion von Computerprogrammen besteht darin, 
mit den anderen Komponenten eines Computersystems 
und den Benutzern in Verbindung zu treten und zu ope­
rieren. Zu diesem Zweck ist eine logische und, wenn 
zweckmäßig, physische Verbindung und Interaktion not­
wendig, um zu gewährleisten, dass Software und Hard­
ware mit anderer Software und Hardware und Benutzern 
wie beabsichtigt funktionieren können. Die Teile des Pro­
gramms, die eine solche Verbindung und Interaktion zwi­
schen den Elementen von Software und Hardware er­
möglichen sollen, sind allgemein als „Schnittstellen“ be­
kannt. Diese funktionale Verbindung und Interaktion ist 
allgemein als „Interoperabilität“ bekannt; diese Interope­
rabilität kann definiert werden als die Fähigkeit zum Aus­
tausch von Informationen und zur wechselseitigen Ver­
wendung der ausgetauschten Informationen. 

(11) Zur Vermeidung von Zweifeln muss klargestellt werden, 
dass der Rechtsschutz nur für die Ausdrucksform eines 
Computerprogramms gilt und dass die Ideen und Grund­
sätze, die irgendeinem Element des Programms ein­
schließlich seiner Schnittstellen zugrunde liegen, im Rah­
men dieser Richtlinie nicht urheberrechtlich geschützt 
sind. Entsprechend diesem Urheberrechtsgrundsatz sind 
Ideen und Grundsätze, die der Logik, den Algorithmen 
und den Programmsprachen zugrunde liegen, im Rah­
men dieser Richtlinie nicht urheberrechtlich geschützt. 
Nach dem Recht und der Rechtsprechung der Mitglied­
staaten und nach den internationalen Urheberrechtskon­
ventionen ist die Ausdrucksform dieser Ideen und Grund­
sätze urheberrechtlich zu schützen. 

(12) Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet der Begriff „Vermie­
tung“ die Überlassung eines Computerprogramms oder 
einer Kopie davon zur zeitweiligen Verwendung und zu 
Erwerbszwecken; dieser Begriff beinhaltet nicht den öf­
fentlichen Verleih, der somit aus dem Anwendungsbe­
reich der Richtlinie ausgeschlossen bleibt. 

(13) Zu dem Ausschließlichkeitsrecht des Urhebers, die nicht 
erlaubte Vervielfältigung seines Werks zu untersagen, 
sollten im Fall eines Computerprogramms begrenzte Aus­
nahmen für die Vervielfältigung vorgesehen werden, die 
für die bestimmungsgemäße Verwendung des Programms 
durch den rechtmäßigen Erwerber technisch erforderlich 
sind. Dies bedeutet, dass das Laden und Ablaufen, sofern 
es für die Benutzung einer Kopie eines rechtmäßig erwor­
benen Computerprogramms erforderlich ist, sowie die 
Fehlerberichtigung nicht vertraglich untersagt werden 
dürfen. Wenn spezifische vertragliche Vorschriften nicht 
vereinbart worden sind, und zwar auch im Fall des Ver­
kaufs einer Programmkopie, ist jede andere Handlung 
eines rechtmäßigen Erwerbers einer Programmkopie zu­
lässig, wenn sie für eine bestimmungsgemäße Benutzung 
der Kopie notwendig ist. 

(14) Einer zur Verwendung eines Computerprogramms be­
rechtigten Person sollte nicht untersagt sein, die zum 
Betrachten, Prüfen oder Testen des Funktionierens des 
Programms notwendigen Handlungen vorzunehmen, so­
fern diese Handlungen nicht gegen das Urheberrecht an 
dem Programm verstoßen. 

(15) Die nicht erlaubte Vervielfältigung, Übersetzung, Bearbei­
tung oder Änderung der Codeform einer Kopie eines 
Computerprogramms stellt eine Verletzung der Aus­
schließlichkeitsrechte des Urhebers dar. Es können jedoch 
Situationen eintreten, in denen eine solche Vervielfälti­
gung des Codes und der Übersetzung der Codeform un­
erlässlich ist, um die Informationen zu erhalten, die für 
die Interoperabilität eines unabhängig geschaffenen Pro­
gramms mit anderen Programmen notwendig sind. Folg­
lich ist davon auszugehen, dass nur in diesen begrenzten 
Fällen eine Vervielfältigung und Übersetzung seitens oder 
im Namen einer zur Verwendung einer Kopie des Pro­
gramms berechtigten Person rechtmäßig ist, anständigen 
Gepflogenheiten entspricht und deshalb nicht der Zu­
stimmung des Rechtsinhabers bedarf. Ein Ziel dieser Aus­
nahme ist es, die Verbindung aller Elemente eines Com­
putersystems, auch solcher verschiedener Hersteller, zu 
ermöglichen, so dass sie zusammenwirken können. Von 
einer solchen Ausnahme vom Ausschließlichkeitsrecht 
des Urhebers darf nicht in einer Weise Gebrauch gemacht 
werden, die die rechtmäßigen Interessen des Rechtsinha­
bers beeinträchtigt oder die im Widerspruch zur norma­
len Verwendung des Programms steht. 

(16) Der Schutz von Computerprogrammen im Rahmen des 
Urheberrechts sollte unbeschadet der Anwendung ande­
rer Schutzformen in den relevanten Fällen erfolgen. Ver­
tragliche Regelungen, die im Widerspruch zu den in der 
vorliegenden Richtlinie enthaltenen Vorschriften über die 
Dekompilierung stehen oder im Widerspruch zu den in 
der vorliegenden Richtlinie enthaltenen Ausnahmen über 
das Erstellen von Sicherungskopien sowie über das Be­
obachten, Untersuchen oder Testen eines Programms ste­
hen, sollten jedoch unwirksam sein. 

(17) Die Bestimmungen dieser Richtlinie lassen die Anwen­
dung der Wettbewerbsregeln nach den Artikeln 81 und 
82 des Vertrages unberührt, wenn ein marktbeherr­
schender Anbieter den Zugang zu Informationen verwei­
gert, die für die in dieser Richtlinie definierte Interopera­
bilität notwendig sind. 

(18) Die Bestimmungen dieser Richtlinie sollten unbeschadet 
spezifischer Auflagen bereits bestehender gemeinschaftli­
cher Rechtsvorschriften für die Veröffentlichung von 
Schnittstellen im Telekommunikationssektor oder von 
Ratsbeschlüssen betreffend die Normung im Bereich der 
Informations- und Telekommunikationstechnologie gel­
ten.
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(19) Diese Richtlinie berührt nicht die in den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften in Übereinstimmung mit der Berner 
Übereinkunft vorgesehenen Ausnahmeregelungen für 
Punkte, die nicht von der Richtlinie erfasst werden. 

(20) Diese Richtlinie sollte die Verpflichtung der Mitgliedstaa­
ten hinsichtlich der in Anhang I Teil B genannten Fristen 
für die Umsetzung der dort genannten Richtlinien in 
innerstaatliches Recht unberührt lassen — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand des Schutzes 

(1) Gemäß den Bestimmungen dieser Richtlinie schützen die 
Mitgliedstaaten Computerprogramme urheberrechtlich als litera­
rische Werke im Sinne der Berner Übereinkunft zum Schutze 
von Werken der Literatur und der Kunst. Im Sinne dieser Richt­
linie umfasst der Begriff „Computerprogramm“ auch das Ent­
wurfsmaterial zu ihrer Vorbereitung. 

(2) Der gemäß dieser Richtlinie gewährte Schutz gilt für alle 
Ausdrucksformen von Computerprogrammen. Ideen und 
Grundsätze, die irgendeinem Element eines Computerpro­
gramms zugrunde liegen, einschließlich der den Schnittstellen 
zugrunde liegenden Ideen und Grundsätze, sind nicht im Sinne 
dieser Richtlinie urheberrechtlich geschützt. 

(3) Computerprogramme werden geschützt, wenn sie indivi­
duelle Werke in dem Sinne darstellen, dass sie das Ergebnis der 
eigenen geistigen Schöpfung ihres Urhebers sind. Zur Bestim­
mung ihrer Schutzfähigkeit sind keine anderen Kriterien anzu­
wenden. 

(4) Die Bestimmungen dieser Richtlinie finden unbeschadet 
etwaiger vor dem 1. Januar 1993 getroffener Vereinbarungen 
und erworbener Rechte auch auf vor diesem Zeitpunkt geschaf­
fene Programme Anwendung. 

Artikel 2 

Urheberschaft am Programm 

(1) Der Urheber eines Computerprogramms ist die natürliche 
Person, die Gruppe natürlicher Personen, die das Programm 
geschaffen hat, oder, soweit nach den Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten zulässig, die juristische Person, die nach diesen 
Rechtsvorschriften als Rechtsinhaber gilt. 

Soweit kollektive Werke durch die Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats anerkannt sind, gilt die Person als Urheber, die nach 
den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats als Person angesehen 
wird, die das Werk geschaffen hat. 

(2) Ist ein Computerprogramm von einer Gruppe natürlicher 
Personen gemeinsam geschaffen worden, so stehen dieser die 
ausschließlichen Rechte daran gemeinsam zu. 

(3) Wird ein Computerprogramm von einem Arbeitnehmer 
in Wahrnehmung seiner Aufgaben oder nach den Anweisungen 

seines Arbeitgebers geschaffen, so ist ausschließlich der Arbeit­
geber zur Ausübung aller wirtschaftlichen Rechte an dem so 
geschaffenen Programm berechtigt, sofern keine andere vertrag­
liche Vereinbarung getroffen wird. 

Artikel 3 

Schutzberechtigte 

Schutzberechtigt sind alle natürlichen und juristischen Personen 
gemäß dem für Werke der Literatur geltenden innerstaatlichen 
Urheberrecht. 

Artikel 4 

Zustimmungsbedürftige Handlungen 

(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 5 und 6 
umfassen die Ausschließlichkeitsrechte des Rechtsinhabers im 
Sinne des Artikels 2 das Recht, folgende Handlungen vorzuneh­
men oder zu gestatten: 

a) die dauerhafte oder vorübergehende Vervielfältigung, ganz 
oder teilweise, eines Computerprogramms mit jedem Mittel 
und in jeder Form. Soweit das Laden, Anzeigen, Ablaufen, 
Übertragen oder Speichern des Computerprogramms eine 
Vervielfältigung erforderlich macht, bedürfen diese Handlun­
gen der Zustimmung des Rechtsinhabers; 

b) die Übersetzung, die Bearbeitung, das Arrangement und an­
dere Umarbeitungen eines Computerprogramms sowie die 
Vervielfältigung der erzielten Ergebnisse, unbeschadet der 
Rechte der Person, die das Programm umarbeitet; 

c) jede Form der öffentlichen Verbreitung des originalen Com­
puterprogramms oder von Kopien davon, einschließlich der 
Vermietung. 

(2) Mit dem Erstverkauf einer Programmkopie in der 
Gemeinschaft durch den Rechtsinhaber oder mit seiner Zustim­
mung erschöpft sich in der Gemeinschaft das Recht auf die 
Verbreitung dieser Kopie; ausgenommen hiervon ist jedoch 
das Recht auf Kontrolle der Weitervermietung des Programms 
oder einer Kopie davon. 

Artikel 5 

Ausnahmen von den zustimmungsbedürftigen Handlungen 

(1) In Ermangelung spezifischer vertraglicher Bestimmungen 
bedürfen die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a und b ge­
nannten Handlungen nicht der Zustimmung des Rechtsinhabers, 
wenn sie für eine bestimmungsgemäße Benutzung des Compu­
terprogramms einschließlich der Fehlerberichtigung durch den 
rechtmäßigen Erwerber notwendig sind. 

(2) Die Erstellung einer Sicherungskopie durch eine Person, 
die zur Benutzung des Programms berechtigt ist, darf nicht 
vertraglich untersagt werden, wenn sie für die Benutzung erfor­
derlich ist.
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(3) Die zur Verwendung einer Programmkopie berechtigte 
Person kann, ohne die Genehmigung des Rechtsinhabers ein­
holen zu müssen, das Funktionieren dieses Programms beobach­
ten, untersuchen oder testen, um die einem Programmelement 
zugrundeliegenden Ideen und Grundsätze zu ermitteln, wenn sie 
dies durch Handlungen zum Laden, Anzeigen, Ablaufen, Über­
tragen oder Speichern des Programms tut, zu denen sie berech­
tigt ist. 

Artikel 6 

Dekompilierung 

(1) Die Zustimmung des Rechtsinhabers ist nicht erforder­
lich, wenn die Vervielfältigung des Codes oder die Übersetzung 
der Codeform im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Buchstaben a 
und b unerlässlich ist, um die erforderlichen Informationen zur 
Herstellung der Interoperabilität eines unabhängig geschaffenen 
Computerprogramms mit anderen Programmen zu erhalten, so­
fern folgende Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Handlungen werden von dem Lizenznehmer oder von 
einer anderen zur Verwendung einer Programmkopie berech­
tigten Person oder in deren Namen von einer hierzu ermäch­
tigten Person vorgenommen; 

b) die für die Herstellung der Interoperabilität notwendigen In­
formationen sind für die unter Buchstabe a genannten Perso­
nen noch nicht ohne weiteres zugänglich gemacht, und 

c) die Handlungen beschränken sich auf die Teile des ursprüng­
lichen Programms, die zur Herstellung der Interoperabilität 
notwendig sind. 

(2) Die Bestimmungen von Absatz 1 erlauben nicht, dass die 
im Rahmen ihrer Anwendung gewonnenen Informationen 

a) zu anderen Zwecken als zur Herstellung der Interoperabilität 
des unabhängig geschaffenen Programms verwendet werden; 

b) an Dritte weitergegeben werden, es sei denn, dass dies für die 
Interoperabilität des unabhängig geschaffenen Programms 
notwendig ist; 

c) für die Entwicklung, Herstellung oder Vermarktung eines 
Programms mit im wesentlichen ähnlicher Ausdrucksform 
oder für irgendwelche anderen, das Urheberrecht verletzen­
den Handlungen verwendet werden. 

(3) Zur Wahrung der Übereinstimmung mit den Bestimmun­
gen der Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Li­
teratur und der Kunst können die Bestimmungen dieses Artikels 
nicht dahin gehend ausgelegt werden, dass dieser Artikel in 
einer Weise angewendet werden kann, die die rechtmäßigen 

Interessen des Rechtsinhabers in unvertretbarer Weise beein­
trächtigt oder im Widerspruch zur normalen Nutzung des Com­
puterprogramms steht. 

Artikel 7 

Besondere Schutzmaßnahmen 

(1) Unbeschadet der Artikel 4, 5 und 6 sehen die Mitglied­
staaten gemäß ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften geeig­
nete Maßnahmen gegen Personen vor, die eine der nachstehend 
aufgeführten Handlungen begehen: 

a) Inverkehrbringen einer Kopie eines Computerprogramms, 
wenn die betreffende Person wusste oder Grund zu der An­
nahme hatte, dass es sich um eine unerlaubte Kopie handelt; 

b) Besitz einer Kopie eines Computerprogramms für Erwerbs­
zwecke, wenn diese betreffende Person wusste oder Grund 
zu der Annahme hatte, dass es sich um eine unerlaubte 
Kopie handelt; 

c) das Inverkehrbringen oder der Erwerbszwecken dienende Be­
sitz von Mitteln, die allein dazu bestimmt sind, die uner­
laubte Beseitigung oder Umgehung technischer Programm­
schutzmechanismen zu erleichtern. 

(2) Jede unerlaubte Kopie eines Computerprogramms kann 
gemäß den Rechtsvorschriften des betreffenden Mitgliedstaats 
beschlagnahmt werden. 

(3) Die Mitgliedstaaten können die Beschlagnahme der in 
Absatz 1 Buchstabe c genannten Mittel vorsehen. 

Artikel 8 

Weitere Anwendung anderer Rechtsvorschriften 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie stehen sonstigen Rechtsvor­
schriften, so für Patentrechte, Warenzeichen, unlauteres Wett­
bewerbsverhalten, Geschäftsgeheimnisse und den Schutz von 
Halbleiterprodukten, sowie dem Vertragsrecht nicht entgegen. 

Vertragliche Bestimmungen, die im Widerspruch zu Artikel 6 
oder zu den Ausnahmen nach Artikel 5 Absätze 2 und 3 ste­
hen, sind unwirksam. 

Artikel 9 

Mitteilung 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften, die sie auf dem unter diese Richtlinie 
fallenden Gebiet erlassen haben.
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Artikel 10 

Aufhebung 

Die Richtlinie 91/250/EWG, in der Fassung der in Anhang I Teil A aufgeführten Richtlinien, wird unbe­
schadet der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang I Teil B genannten Fristen für die 
Umsetzung der dort genannten Richtlinien in innerstaatliches Recht aufgehoben. 

Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verweisungen auf die vorliegende Richtlinie und sind 
nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang II zu lesen. 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

Artikel 12 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Straßburg am 23. April 2009. 

In Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 

H.-G. PÖTTERING 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

P. NEČAS
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ANHANG I 

TEIL A 

Aufgehobene Richtlinie mit ihrer Änderung 

(gemäß Artikel 10) 

Richtlinie 91/250/EWG des Rates 
(ABl. L 122 vom 17.5.1991, S. 42) 

Richtlinie 93/98/EWG des Rates 
(ABl. L 290 vom 24.11.1993, S. 9) 

Nur Artikel 11 Absatz 1 

TEIL B 

Fristen für die Umsetzung in innerstaatliches Recht 

(gemäß Artikel 10) 

Richtlinie Umsetzungsfrist 

91/250/EWG 31. Dezember 1992 

93/98/EWG 30. Juni 1995
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ANHANG II 

Entsprechungstabelle 

Richtlinie 91/250/EWG Vorliegende Richtlinie 

Artikel 1 Absätze 1, 2 und 3 Artikel 1 Absätze 1, 2 und 3 

Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 2 Absatz 1 Satz 2 Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 

Artikel 2 Absätze 2 und 3 Artikel 2 Absätze 2 und 3 

Artikel 3 Artikel 3 

Artikel 4 einleitende Worte Artikel 4 Absatz 1 einleitende Worte 

Artikel 4 Buchstabe a Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 4 Buchstabe b Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 4 Buchstabe c Satz 1 Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c 

Artikel 4 Buchstabe c Satz 2 Artikel 4 Absatz 2 

Artikel 5, 6 und 7 Artikel 5, 6 und 7 

Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Artikel 8 Absatz 1 

Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 Artikel 8 Absatz 2 

Artikel 9 Absatz 2 Artikel 1 Absatz 4 

Artikel 10 Absatz 1 — 

Artikel 10 Absatz 2 Artikel 9 

— Artikel 10 

— Artikel 11 

Artikel 11 Artikel 12 

— Anhang I 

— Anhang II
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